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Das neue Waffengesetz trifft die Falschen

 Unbehelligte Kriminelle,
 drangsalierte Bürger
von Barbara Keller-Inhelder, Nationalrätin, Jona SG

Nach den Terroranschlägen von Paris 2015 wollte die EU reagieren – aber leider nicht mit der konsequenten Ausschaffung 
von Gefährdern. Auch nicht mit der Sicherung der Schengen-Aussengrenze, wozu die EU vertraglich verpflichtet ist – sondern 
mit der Verschärfung des Waffenrechts.
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Dieses betrifft jedoch nur 
die legalen Waffenbesit-
zer. Terroristen und Kri-
minelle besorgen sich ihre 
Waffen bekanntlich nicht 
auf legalem Weg. Sie las-
sen ihre Waffen auch nicht 
registrieren. Deshalb ver-
hindert das neue EU-Waf-
fengesetz kein Verbrechen 
und keinen einzigen Ter-
roranschlag.

Es kann aber in Zukunft 
weiter verschärft werden 
und die Schweizer Bevöl-
kerung zunehmend ent-
waffnen. Mit Blick auf die 
aktuelle Entwicklung der 
weltpolitischen Lage lehnt 
es manch ein Eidgenosse ab, sich hier von der Euro-
päischen Union bevormunden zu lassen. 

Kein Interesse am Schengen-Ausschluss der Schweiz
Die Drohung mit der Kündigung des Schengen-Ver-
trags greift nicht. Denn die EU profitiert von einer 
sicheren Schweiz. Die EU kann kein Interesse dar-
an haben, dass die Schweiz aus dem Schengen-Infor-
mationssystem ausgeschlossen und zum blinden Fleck 
wird, wo sich Terroristen und Kriminelle unerkannt 
und unbehelligt tummeln können. Und sie kann kein 

Barbara Keller-Inhelder am Sturmgewehr (Stgw) 90

Interesse daran haben, dass künftig Terroristen und 
Kriminelle von der Schweiz aus in ganz Europa ope-
rieren können.

Im unwahrscheinlichen Fall, dass die EU-Funktionäre 
die Schweiz als «Strafaktion» aus Schengen ausschlies- 
sen und damit in Kauf nehmen, auch ihre eigene Be-
völkerung zu gefährden, hätten wir die Möglichkeit, 
unsere Grenzen wieder eigenständig zu sichern. So 
wie wir es vor Schengen auch getan haben. Ich konnte 
bereits mit einer Motion in der Sicherheitspolitischen 
Kommission dazu beitragen, dass das Grenzwacht-
korps endlich aufgestockt wird.

Sicherheit schaffen
Die SVP setzt sich generell für das ein, was tatsächlich 
Sicherheit schafft: Unter anderem für mehr Grenzwäch-
ter und für mehr Polizisten. Denn nur diese sorgen da-
für, dass Kriminelle und Terrorverdächtige nicht nur 
im viel gepriesenen Schengen-Informationssystem er-
fasst sind, sondern auch tatsächlich gefasst und aus 
dem Verkehr gezogen werden. Stimmen Sie deshalb 
an 19. Mai aus Überzeugung Nein zur Verschärfung 
des Waffengesetzes. 

Barbara Keller-Inhelder
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 Wilhelm Tell versteht  
die Welt nicht mehr

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

Alena Baerbock fliegt aus den Ferien zurück nach Ber-
lin. Sie sitzt in der Economy-Class. Weil ihr das nicht 
gefällt, wechselt sie in die Business-Class. Die Stewar-
dess bittet Alena, auf ihren Platz zurückzukehren. Da-
rauf Alena: «Ich bin jung, hübsch, engagiert, eine Grü-
ne. Ich rette die Bienen und die Umwelt. Heute fliege 
ich nach Berlin, und ich bleibe hier sitzen.» Die Ste-
wardess geht ins Cockpit, um Hilfe zu holen. Darauf 
geht der Co-Pilot nach hinten. Alena bringt die gleiche 
«Begründung» – und der Co-Pilot kehrt unverrichte-
ter Dinge ins Cockpit zurück. Da meint der Pilot: «Wer 
ist sie? Eine grüne Bienenretterin? – Ich bin mit einer 
Grünen verheiratet und spreche deren Sprache. Lasst 
mich mal machen». Er geht nach hinten und flüstert 
Alena etwas ins Ohr. Darauf Alena: «Oh, Entschuldi-
gung, das wusste ich nicht» – und kehrt auf ihren Platz 
in der Economy-Class zurück. Der Co-Pilot und die Ste-
wardess sind sprachlos. «Was hast du zu ihr gesagt?» 
Der Pilot: «Die Business-Class hält nicht in Berlin.»

Lachen verboten!
Unter dem irreführenden Titel «Terrorismusbekämpfung» 
will uns die EU ihre neue Waffenrichtlinie aufzwingen. Da-
mit wird unser Sturmgewehr zur Kategorie der «verbote-
nen Waffen» erklärt und lediglich als Ausnahme (vorläu-
fig) toleriert. Auch die privaten Waffenbesitzer kommen 
massiv unter Druck. Unsere Wehr- und Waffentradition, 
unser Schützenwesen, unser Recht auf Waffenbesitz  – als 
zentrale Säulen für Sicherheit, Freiheit und Unabhängig-
keit – sind in Gefahr.
 
Artikel 17 der EU-Waffenrichtlinie besagt: «Bis zum 14. 
September 2020, und anschliessend alle fünf Jahre, über-
mittelt die Kommission (…) einen Bericht (…) und macht 
gegebenenfalls Gesetzgebungsvorschläge, insbesondere zu 
den Feuerwaffenkategorien (…), zum Feuerwaffenpass, zur 
Kennzeichnung und zu den Auswirkungen neuer Techno-
logien (…)». Dass damit weitere Verschärfungen des Waf-
fenrechts bis zur faktischen Entwaffnung der Schützen, 
Jäger und Sammler auf uns zukommen, steht ausser Fra-
ge. Denn für die EU ist jeder Schütze als «Waffenträger» 
ein mutmasslicher Terrorist. Er muss sich künftig auf-
grund der Richtlinie elektronisch registrieren lassen – und 
zwar im gleichen Register, in dem Terrorverdächtige er-
fasst sind. Gerät er in eine Personenkontrolle, so wird er 
entsprechend behandelt und einer minutiösen, peinlichen 
Untersuchung unterzogen.

Einmal mehr gehen Bundesrat, Parlament – und natür-
lich Economiesuisse und Co. – vor «Brüssel» in die Knie. 
Sie drohen uns, wir würden bei einem Nein aus dem «Si-
cherheitsverbund» Schengen ausgeschlossen. Abgesehen 

davon, dass Schengen weit überschätzt wird, kann die EU 
Null Interesse an einer Kündigung haben – denn sie wür-
de sich bezüglich Sicherheit ins eigene Fleisch schneiden. 
Auch Polen und Tschechien haben die Waffenrichtlinie 
nicht übernommen – und Brüssel hat nicht reagiert. 

Dem unsäglichen Angriff auf unsere einzigartige Waf-
fen- und Schützentradition muss dringend Einhalt gebo-
ten werden – mit einem Nein zur Waffengesetzrevision 
am 19. Mai.

Hans Fehr

Schützen sind keine Terroristen
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Nicht unter diesen Voraussetzungen

 Rückübernahme von Terroristen?
von Markus Melzl, Basel

Im März dieses Jahres hat der «Islamische Staat» (IS) seine letzte Bastion in der syrischen Stadt al-Baghuz Fawqani verloren; 
damit wurde das Ende des Kalifats offiziell besiegelt. 

Während sechzehn Jahren ha-
ben die IS-Dschihadisten ihr 
Territorium mit einem an Grau-
samkeit nicht zu überbietenden 
Terrorregime überzogen. Die 
Bilder und Videos von zu Tode 
gefolterten Gefangenen und die 
schauerlich inszenierten Ent-
hauptungen dürfen niemals in 
Vergessenheit geraten. 

Da der IS für viele junge Menschen aus Europa eine 
fragwürdige und nur schwer nachvollziehbare Anzie-
hungskraft ausübte, befinden sich aktuell 800 ehema-
lige Kämpfer mit europäischer Staatsbürgerschaft in 
Syrien und im Irak in Gefangenschaft. Das Militär-
bündnis SDF, bestehend aus den kurdischen Volks-
verteidigungseinheiten, der kurdisch-turkmenischen 
Einheit und dem assyrisch-aramäischen Militärrat, 
wurde durch die USA im Rahmen der internationa-
len Anti-IS-Koalition militärisch unterstützt. Und nun 
fordert US-Präsident Donald Trump die europäischen 
Staaten dazu auf, ihre in den «heiligen Krieg» gezo-
genen Landsleute zurückzunehmen und in den Her-
kunftsländern vor Gericht zu stellen. 

80 Schweizer IS-Terroristen
Unsere Sicherheitsbehörden gehen von etwa 80 Is-
lamisten mit Schweizer Staatsbürgerschaft aus. Wir 
tun gut daran, diese IS-Terroristen auf keinen Fall zu 
repatriieren, zumal ein solches Vorgehen auch nicht 
rechtens wäre. Das Europäische Übereinkommen über 
die Überstellung verurteilter Personen ermöglicht es 
Straftätern, die ausserhalb ihres Heimatstaates zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt wurden, unter gewis-

sen Voraussetzungen für die Verbüssung der Strafe 
in den Heimatstaat zurückzukehren. Dies setzt aber 
voraus, dass es sich um einen rechtskräftig verurteil-
ten Schweizer Bürger handelt und die Tat auch nach 
schweizerischem Recht strafbar ist. Da keiner der 80 
Schweizer Dschihadisten rechtskräftig verurteilt wur-
de, fehlen die rechtlichen Voraussetzungen für eine 
Rückübernahme. Deshalb muss diesen Personen im 
Irak oder in Syrien und nicht hier in der Schweiz der 
Prozess gemacht werden. 

Untragbar für unsere Sicherheit
Schliesslich sollte bei Doppelbürgern die offizielle 
Schweiz alles daran setzen, damit diesen die schwei-
zerische Staatsbürgerschaft aberkannt wird. Eine 
Strafverfolgung in der Schweiz wäre zum Scheitern 
verurteilt. Unsere kriminalpolizeilichen und staats-
anwaltschaftlichen Instrumente taugen wenig, wenn 

Die NZZ klagt seitenlang: Weil sich die Schweiz dem 
Brüsseler Unterwerfungsvertrag nicht vorbehaltlos un-
terzieht, verliere unser Land an Attraktivität für glo-
bal aktive Konzerne. In der «Rangliste» entsprechender 
Konzernentscheide rangiert «Zugang zum europäischen 
Markt» allerdings erst an siebter Stelle. Wie diese Kon-
zerne die Bereitschaft zur Preisgabe von Eigenstän-
digkeit – höchstes Anliegen der obersten Economiesu-
isse-Apparatschiks unter Umgehung sogar des eigenen 
Vorstands, dafür mit begeistertem Echo aus der NZZ-
Chefredaktion – einschätzen, dazu unterbleibt wohlweis-
lich jede NZZ-Befragung. Womit der «Wert» der ange-
stellten Umfrage hinreichend klargestellt wäre.

us



Nehmen Sie mit mir Kontakt auf.
Jederzeit und unkompliziert.

Markus Rezzonico
Inserate-Akquise
SVP-Delegierter
AUNS-Mitglied

Mobile: 079 332 61 61 
markus.rezzonico@dietschi.ch

Ihr Inserat  
in der Schweizerzeit:
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Schau vorwärts …
Ist aus den Adern der Schweizer ei-
gentlich selbst der letzte Rest vom 
Blut eines Werner Stauffacher, ei-
nes Ulrich Ochsenbein, eines Ruedi 
Minger, eines Henri Guisan, eines 
Friedrich Traugott Wahlen, eines 
Hans Schaffner und vieler anderer 
eigenständiger Eidgenossen gewi-
chen? Existieren zu Bern nur noch 

devote Nachäffer, die vom Morgen bis zum Abend da-
rauf versessen sind, alles, was die Schweiz und die 
Schweizer an Eigenständigkeit entwickelt und aufge-
baut haben, so rasch als irgend möglich dem Ausver-
kauf an Brüssel zu opfern?

Getraut sich aus dem Chor gleichgeschalteter Verzichts-
politiker tatsächlich kein einziger mehr, gegenüber 
Brüssel ruhig und sachlich in Erinnerung zu rufen, 
dass die persönliche Waffe zu Hause unverzichtbarer 
Teil schweizerischer Sicherheit ist, getragen vom Miliz-
heer, also von jedem einzelnen Bürger, die in 
gemeinsamer Verantwortung dem Land und 
seiner Bevölkerung Freiheit und Sicherheit 
gewährleisten?  Und gewährleistet haben, 
auch als andere Länder in Krieg und Unheil 
versunken sind. Ist zu Bern niemand mehr 
Manns genug, Brüssel selbstbewusst dar-
auf hinzuweisen, dass Schweizer Schützen 
nichts zu tun haben mit Terroristen? Dass 
die im Milizsystem verankerte Sicherheit 
der Schweiz mit dem von Brüsseler Bürokra-
ten ersonnenen Entwaffnungs-Ukas nichts gemein hat? 

Stattdessen verbreiten selbsternannte Tourismus-
Experten aus ihren Berner Büros den Angstruf, das 
Schengen-Visum für Touristen verlöre seine Gültigkeit 
für die Schweiz, wenn wir nicht flugs unsere Schützen 
entwaffnen würden. Wer anders als Schweizer Behör-
den, als Schweizer Politiker entscheidet denn, welche 
Visa in Touristenpässen für die Schweiz gültig sind 
und welche nicht? Wollen die angeblich Tourismus-
Engagierten jedes touristische Einreise-Ersuchen von 
Brüssel genehmigen lassen? Es braucht für diesen Ent-
scheid nichts anderes als eine ganz kleine Portion ei-
genständigen Entscheidungswillen, aufzubringen hier 
in der Schweiz von Schweizer Politikern und Behörden 
und umzusetzen allein von Schweizer Grenzwächtern. 
Ist das zu viel verlangt? 

Schau vorwärts, Schweizervolk! Und sorge dafür, dass 
schleunigst wieder Persönlichkeiten in Behörden und 
Parlamente abgeordnet werden, die wissen, was sie 
der Schweiz schuldig sind, die Brüsseler Funktionären 
aufrecht und selbstbewusst, nicht länger kriechend 
begegnen.

Ulrich Schlüer

untersucht werden muss, ob jemand im fernen Sy-
rien oder im Irak ein nichtssagender Mitläufer, ein 
aktives Kampfmitglied oder gar ein Angehöriger der 
Führungsebene war. Jeder Beschuldigte wird sich 
automatisch als das allerkleinste Rädchen in der IS-
Organisation darstellen, und die Möglichkeiten, von 
unserem Land aus gerichtstaugliche Beweise zu er-
heben, dürfte gegen Null tendieren. Strafrechtliche 
Ermittlungen direkt vor Ort dürften aus vielen Grün-
den scheitern. Somit wären unsere Gerichte dazu ver-
dammt, sämtlichen Schauermärchen eines Angeklag-
ten Glauben zu schenken, zumal in keinem Fall das 
Gegenteil bewiesen werden könnte. Und es bestünde 
die Gefahr, dass IS-Schergen mangels Beweisen frei-
gesprochen oder nur mit geringen Strafen sanktioniert 
würden. Und plötzlich stünde ein solcher ideologisch 
indoktrinierter Gefährder mitten unter uns auf der 
Strasse mit ungeahnten Auswirkungen auf die Sicher-
heit der Bevölkerung. 

Uno-Kriegsverbrechertribunal
Auch wenn in der Zwischenzeit das Territorium des Is-
lamischen Staates nicht mehr existiert, so verschwin-
det die verblendete Ideologie nicht einfach aus den Köp-
fen der IS-Anhänger. Vielleicht wäre die Einberufung 
eines Uno-Kriegsverbrechertribunals für den Islami-
schen Staat eine gangbare Lösung, damit die grau-
envollen Verbrechen überhaupt adäquat sanktioniert 
werden könnten. Grundsätzlich stellt sich auch die Fra-
ge nach einer dem Verschulden entsprechenden gerech-
ten Strafe. Wer den Rechtsstaat Schweiz verlässt, um in 
einem dschihadistischen, durch Völkermord geprägten 
Terrorstaat sein Heil zu finden, gehört vor die Schran-
ken eines in der Region verankerten Gerichts. Denn nur 
eine solche Gerichtsbarkeit ist in der Lage, die began-
genen Verbrechen in ihrem gesamten Ausmass qualifi-
ziert einzuordnen und entsprechend zu urteilen. Dazu 
gehören auch zwingend Aussagen von Zeugen und wei-
teren Beteiligten, auf welche die Schweizer Gerichte zu 
keinem Zeitpunkt und in keinem Verfahrensstadium 
zurückgreifen könnten. 

Markus Melzl

Markus Melzl ist ehemaliger Kriminalkommissar und Sprecher der 
Staatsanwaltschaft Basel-Stadt.
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Rassismus-Strafnorm

 Schutz für Pädophilie?
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

Künftig kann mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft werden, wer Schwulenwitze macht. Die Strafnorm ist so ungeschickt 
gefasst, dass sogar Pädophilie geschützt werden könnte. Dagegen wurde das Referendum ergriffen. 

Bereits heute ist bei der Rassismus-
Strafnorm kaum nachvollziehbar, 
mit welchen Äusserungen man sich 
strafbar macht. Das Parlament will 
künftig auch die Diskussion über 
die sexuelle Orientierung der Straf-
rechtszensur unterstellen, denn es 
soll neu auch bestraft werden, wer 
«eine Person oder eine Gruppe von 
Personen wegen (…) ihrer sexuel-

len Orientierung in einer gegen die Menschenwürde ver-
stossenden Weise herabsetzt oder diskriminiert (…) oder 
«wer eine von ihm angebotene Leistung, die für die All-
gemeinheit bestimmt ist, einer Person oder einer Grup-
pe von Personen wegen ihrer (…) sexuellen Orientierung 
verweigert». 

Bei Witzen bis zu drei Jahre Gefängnis
Inskünftig riskiert also – analog der Rechtsprechung des 
Bundesgerichts – Gefängnis bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe, wer einen politisch motivierten Cartoon über Les-
ben zeichnet oder einen dummen Witz über Schwule reisst. 
Und wenn die Kirchgemeinde ein traditionelles Pfarrer-
Ehepaar anstelle zweier lesbischer Frauen einstellt, so 
läuft sie ebenfalls Gefahr, strafrechtlich verurteilt zu wer-
den. Auch die Wahl der Wohnungsmieter wird gefährlich: 
Wer ein Inserat mit dem Text «Ehepaar als Mieter gesucht! 
Nur Bewerbungen von Mann und Frau erwünscht!» auf-
gibt, kann sich gleich selbst bei der Staatsanwaltschaft 
melden.

Unterschriften sammeln verboten
Verboten ist bereits die Kritik an der sexuellen Orientie-
rung bzw. an entsprechendem Verhalten, sofern dieses 
als Herabsetzung der Menschenwürde betrachtet wird. 

Das Halten von Vorträgen oder das Ausleihen oder Ver-
teilen von Schriften, welche sich kritisch mit Homosexua-
lität auseinandersetzen, könnte strafbar sein, weil es als 
«Propaganda-Aktion» gewertet wird. Wer Unterschriften 
zur Wiederabschaffung dieses Zensurartikels sammelt, 
riskiert, dass ihm die Polizei auf offener Strasse die Un-
terschriftenbögen abnimmt und ihn aufs Revier mitnimmt.

Selbst wer Bibelzitate über die Homosexualität veröffent-
licht kann bestraft werden. Und wenn ein Beizer den Zärt-
lichkeiten austauschenden Männern keinen Prosecco brin-
gen will, liegt potenziell eine Leistungsverweigerung im 
Sinne von Art. 261bis Abs. 5 StGB vor. Ebenso wird der 
Bäcker strafrechtlich belangt, der sich weigert, für ein 
Homo-Paar eine Hochzeitstorte zu backen. Wer verurteilt 
wird, wird übrigens automatisch dem Geheimdienst ge-
meldet und ist fortan dort registriert. 

Pädophilie plötzlich geschützt?
Zur sexuellen Orientierung werden oft auch Sadomaso-
chismus, Fetischismus oder Zoophilie gezählt. Teile der 
Fachwelt bezeichnen auch Pädophilie als sexuelle Orien-
tierung. Wenn sie Erfolg haben, wäre Kritik an Pädophilie 
plötzlich strafbar. Die vorbereitende Kommission im Rat 
verneinte dies zwar für den Moment, im Rat war davon 
aber nichts mehr zu hören, und im geplanten Strafartikel 
steht auch nichts dazu. 

Niemand befürwortet homophobe Verunglimpfungen. 
Aber es ist falsch, dafür einen willkürlich auslegbaren 
Straftatbestand zu schaffen, der die Meinungsfreiheit ein-
schränkt und es im Extremfall sogar zum Wagnis macht, 
Pädophilie zu kritisieren. Ich stimme deshalb Ja zum «Re-
ferendum gegen das Zensurgesetz».

Hermann Lei

Prajolène GmbH
Rue de la Cordamou 11
1973 Nax Wallis

Tel 076 770 87 15
Mail ou@bluewin.ch

Tee, Kräuter Tee, Gewürze www.produitsbio.ch
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Leserbriefe
Nein zur EU-Waffenrichtlinie 
Brüssel gefällt es gar nicht, dass es uns wirtschaft-
lich erheblich besser geht als den EU-Ländern. Da-
her ergreift die EU-Kommission Schikanen gegen die 
Schweiz. So besteht beispielsweise der eigentliche 
Zweck der EU-Waffenrichtlinie darin, der Schweiz ein-
mal mehr unter Drohungen (Kündigung der Schen-
gen / Dublin-Verträge und der Börsenäquivalenz) ihren 
Willen aufzuzwingen. Übernimmt die Schweiz diese 
Richtlinie, lassen weitere Forderungen aus Brüssel 
nicht lange auf sich warten. Diese Erpressertaktik 
hat zum Ziel, uns mürbe und reif für den EU-Beitritt 
zu machen. Verträge, die auf Grund von Drohungen 
und Erpressung zustande kommen, sind durchwegs 
schlechte Verträge. 

Otto Weiersmüller, Uetikon a.S.

Niemals unterzeichnen
Ich hoffe, dass der sogenannte Rahmenvertrag nie-
mals unterzeichnet wird. Sonst heisst es dann bald: 
Schweizer(in), gib deine Nötli her! Weder der EU-Ge-
richtshof noch irgendein Richter wird uns helfen. Wir 
dürfen unsere Selbstbestimmung unter keinen Um-
ständen preisgeben.

Marta Pfenninger, Feldmeilen

Stopp dem EU-Entwaffnungsdiktat
Die Waffe gehört bei uns in die Hand der stärksten 
Macht im Staat – und das sind die Bürgerinnen und 
Bürger selbst. Nur bei Diktatoren wie beispielsweise 
bei Nicolás Maduro ist die Waffe in der Hand des Mäch-
tigsten. Obwohl wir nicht in der EU sind, sollen wir 
ihre Waffenrichtlinien übernehmen und ihrem Diktat 
Folge leisten. Die illegalen Waffen bleiben jedoch in 
den Händen von Räubern und Verbrechern. Sagen Sie 
deshalb am 24. Mai Ja zu unserer Selbstbestimmung 
und Nein zur Entwaffnung des Volkes! 

Emil Grabherr, Weggis

Den Stecker ziehen
Unser marxistisch-leninistisches Staatsfernsehen hat 
seit dem Amtsantritt von Donald Trump kein anderes 

Thema, als diesen zu kritisieren. Wer kein sozialisti-
sches Gedankengut pflegt, ist für Leutschenbach oh-
nehin ein Populist, Rechtspopulist, Rechtsnationaler 
oder Nazi. Man sollte diesem Sprachrohr der Linken 
und Netten schon längstens den Stecker ziehen.

Robert Hänggi, Basel

Denkstreik 
«Ich will, dass Ihr in Panik geratet!» Das kann doch 
nur heissen: Ich, Greta Thunberg will, dass Ihr den 
Kopf verliert und in die Panik der Lämmer geratet, die 
ihr Mutterschaf verloren haben. Sie will, dass wir wie 
Schafe blind flüchtend mit der Herde in den Abgrund 
rennen. Liebe Greta: Dein Aufruf zur Kopflosigkeit, 
zum Schul- resp. Denkstreik bereitet den Boden für 
Führerkulte aller Art. So wurde auch der Zweite Welt-
krieg unter dem nordischen Kult des Hakenkreuzes 
als Symbol des Machbarkeits- und Führerwahns vom 
Zaun gerissen. Nun soll’s wiederum der Staat richten? 
Haben wir denn nichts gelernt? 

Aufklärung tut not: Nur mit offenen Augen und kla-
rem Kopf ist die Lösung der unbestrittenen Probleme 
anzugehen – im Vertrauen auf das über Jahrtausende 
immer wieder geprüfte menschliche Überlebensgenie, 
auf seinen Erfindergeist. 

Dem horizontalen biologischen Fluss des Lebens ent-
wuchs im Lauf der Evolution die Vertikale, der selbst-
bewusste, selbstverantwortliche Geist des Individu-
ums (Kierkegaard); es erwachte die Erkenntnis von 
der unantastbaren Würde der natürlichen Person, die 
allein in der Staatsform der Demokratie ihren obers-
ten Rang behaupten kann.

Oskar B. Camenzind, Brunnen

Gesunder Menschenverstand
Das Geschrei wegen des Klimas ist übertrieben; die-
se Greta ist eine Göre. Der Planet Erde ist für jeden 
Menschen wichtig; sauberes Wasser und frische Luft 
braucht jedes Lebewesen. Ich bin auch grün im Trend, 
indem ich ein gutes Beispiel gebe: Ich kaufe einheimi-
sche Produkte und fahre Velo. Der gesunde Menschen-
verstand muss wieder Priorität haben.

Annemarie Häfliger, Brienz

CH-7742 POSCHIAVO
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Diese elende Pflicht zur Faktenrecherche …
… macht einem die schönsten Storys 
kaputt. Dies sagte einer der profilier-
testen Köpfe der Schweizer Publizistik, 
der Theologe und Journalist Markus M. 
Ronner. Und es stimmt: So manche bri-
sant tönende Story implodiert regelrecht, 
wird dort das journalistische Seziermes-
ser der sorgfältigen Recherche angesetzt. 

Ein authentisches Beispiel von hochaktueller Brisanz: 
Da gibt es derzeit Mutmassungen darüber, was passiert, 
wenn die Schweiz am 19. Mai Nein sagt zum neuen Waf-
fenrecht. Die Zürcher SP-Nationalrätin Priska Seiler Graf, 
50, unkt jetzt schon: «Einen Plan B gibt es nicht!» (O-
Ton im «Blick»), und man ahnt förmlich, dass so manche 
mangelhaft informierte Leute im Lande ihr zustimmend 
zunicken. Das Hochgefühl hätte jedoch bei den Befür-
wortern der EU-Waffenrichtlinie kaum Bestand, wenn 
sie sich einer seriösen Recherche nicht bereits im Vor-
feld bewusst entziehen würden. So leisten wir in Sachen 
Aufklärung gerne etwas Schützenhilfe: 

•  Nein, wir fliegen nicht aus dem Schengenraum, nur 
weil wir im Rahmen eines demokratischen Wahlpro-

zederes unsere politische Überzeugung zum Ausdruck 
bringen. 

•  Denn die EU hat kein Interesse daran, auf eine gemein-
same Verbrecher- und Visadatenbank zu verzichten 
und so zu riskieren, dass sich im Herzen Europas für 
Terroristen aller Art ein helvetischer Garten Eden als 
rechtsfreie Zone bildet. 

•  Auch erleiden wir keinen Verlust an politischer Repu-
tation, weil wir als freiheitsliebende Nation das Recht 
auf Wahrung ureigener Traditionen bezüglich Waffen-
recht wahrnehmen. 

•  Folgen wir an der Urne den Vorgaben der EU-Waffen-
richtlinie, so spielt dies dem internationalen Terroris-
mus in die Hand, wie die Terrorakte von Paris, Berlin, 
Nizza etc. leider tragisch dokumentieren.

Fazit: Wir stehen am 19. Mai mit einem klaren Nein zu 
unserer politischen Überzeugung. Gleichzeitig ergeht an 
die Adresse der Befürworter der EU-Waffenrichtlinie mit 
allem Respekt der dezidierte Hinweis: Für einen guten 
Politentscheid bedarf es stets der Analyse – die blosse 
Meinung reicht nicht aus. 

Charly Pichler pichler@thurweb.ch
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Die Sicht eines erfolgreichen Unternehmers 

 Die Wirtschaft und 
 der EU-Rahmenvertrag
Die «Schweizerzeit» im Gespräch mit Dr. Hans-Jörg Bertschi Verwaltungsratspräsident der Bertschi Group, 
Dürrenäsch AG 

Der in den vergangenen gut sechs Jahren ausgehandelte Rahmenvertrag zwischen der Schweiz und der EU steht auf drei Pfeilern.

Erstens erklärt sich der Bun-
desrat im Rahmenvertrag –  
der neuerdings  Institutionel- 
les Abkommen (InstA) ge-
nannt wird – bereit, dass die 
Schweiz sämtliche Gesetze, 
Verordnungen und Beschlüs-
se, welche die EU als «binnen-
marktrelevant» einstuft, fort-
an automatisch – ohne jede 
Schweizer Mitbestimmung –  
übernehmen werde. Entstehen 
dabei Meinungsverschiedenhei-

ten, so soll – zweitens – der EU-Gerichtshof, also das höchste 
Gericht der Gegenseite, den letzten, von der Schweiz nicht 
mehr anfechtbaren Entscheid treffen. Und drittens: Könnte 
oder würde die Schweiz einen Entscheid des EU-Gerichts-
hofs nicht übernehmen – zum Beispiel, wenn hierzulande 
eine Volksabstimmung anders beschliessen würde – dann 
hätte die EU mit ausdrücklichem Einverständnis des Bun-
desrats das Recht, «angemessene» Sanktionen, also Straf-
massnahmen gegen unser Land zu erlassen. 

Ausgangslage
Der Bundesrat vermochte dem Parlament zu diesem Rah-
menvertrag bis heute keinen Antrag zu unterbreiten. Er 
hat stattdessen ein Konsultationsverfahren eröffnet und 
erhofft sich daraus Aufschlüsse, wie er das weitere Vorge-
hen gestalten könne. Vor den Eidgenössischen Wahlen am 
20. Oktober 2019 sind keine Entscheidungen zu erwarten. 
Nach diesem Datum dürfte das Parlament aber rasch zum 
Zug kommen, später auch das Volk, der Souverän. 

Kürzlich hat sich in der Schweiz ein «Wirtschafts-Komitee 
für InstA-Nachverhandlungen» gebildet: Ein Komitee von 
Exponenten mittlerer und grosser Unternehmen, die den 
Rahmenvertrag zumindest in der heutigen Form ablehnen. 
Die «Schweizerzeit» hat mit Dr. Hans-Jörg Bertschi das Ge-
spräch gesucht. Er ist Co-Präsident dieses Komitees und 
als Verwaltungsratspräsident der Bertschi Group in Dür-
renäsch/AG ein führender, weltweit aktiver Transport-, Spe-
ditions- und Logistikunternehmer.

Economiesuisse im Abseits
Schweizerzeit: Von den grossen Wirtschaftsverbänden – Eco-
nomiesuisse, Arbeitgeberverband, Swissmem – wird behaup-
tet, sozusagen die gesamte Schweizer Wirtschaft plädiere 
geschlossen für die Annahme des Rahmenvertrags Schweiz-
EU. Was sagen Sie zu dieser Behauptung?

Hans-Jörg Bertschi: Diese Behauptung entspricht nicht 
der Realität. Unser dem aktuell vorliegenden Rahmenver-
trag sehr kritisch gegenüberstehendes Wirtschaftskomitee 
(siehe Kasten) umfasst etwa hundert Mitglieder, die meis-
ten davon Unternehmer oder Führungspersönlichkeiten in 
mittleren und grossen Unternehmen. Unser Co-Präsidium 
umfasst auch Parlamentarier aus den drei grossen bür-
gerlichen Parteien. Es ist in der Wirtschaft breit verankert. 

Wir bedauern die vorschnelle Veröffentlichung der angeb-
lich Geschlossenheit demonstrierenden Ja-Parole von Eco-
nomiesuisse zum Rahmenvertrag. Der Vorstand von Eco-
nomiesuisse wurde dazu erst später angehört. Diese Parole 
darf nicht als «die Haltung der Schweizer Wirtschaft» zum 
Rahmenvertrag verstanden werden. Sie bringt in erster Li-
nie die Position von wenigen Grosskonzernen zum Ausdruck. 
Deren Exponenten folgen einem eher auf die kurze Frist 
ausgerichteten Denken.

Welche Wirtschaftskreise vertritt denn Ihr Komitee? 

Die meisten der in unserem Komitee Aktiven vertreten Fa-
milienunternehmen. Unternehmer denken viel langfristi-
ger, oft sogar in Generationen. Sie sind deshalb gegenüber 
dem aktuellen Rahmenvertrag weit kritischer als Manager 
von grossen Konzernen. Eine enge Anbindung der Schweiz 
an die EU, die uns keine gleichberechtigte Mitsprache in 
wichtigen Grundsatzfragen erlaubt, ist für langfristig den-
kende Unternehmer schwer nachvollziehbar. Wenn wir die 
führende globale Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz erhal-
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Lieber gemeinsam 
als einsam?
Ich vermittle seriöse Singles aus allen Alters- und 
Berufskategorien in der
ganzen Schweiz aus meinem aktuellen, grossen 
Mitgliederpool bis zum Erfolg!

Ich freue mich, Sie und Ihre Partnerwünsche bei 
einem persönlichen, unverbindlichen und 
kostenlosen Beratungsgespräch kennenzulernen 
und auch Sie zu verlieben!  

Ursula Carissimi, Tel. 079 633 32 20
Viele Kundenprofile und mehr Infos finden Sie auf 
www.partnerlife.ch

Die persönliche Partneragentur für Ihren 
Lebenspartner mit Niveau

ten und weiter ausbauen wollen, brauchen die Firmen gute 
Rahmenbedingungen, die auf unseren heutigen Stärken 
aufbauen. Das bedingt eine gewisse Eigenständigkeit in der 
Politik, die wir nicht aufgeben dürfen. Sonst gefährden wir 
mittel- bis längerfristig das heutige Erfolgsmodell Schweiz. 

Wie lautet Ihre Hauptkritik am Rahmenvertrag? 

Der einseitige Streitbeilegungs-Mechanismus ist wohl das 
grösste Problem des Rahmenabkommens. Dieser räumt 
dem EU-Gerichtshof einen klaren Vorrang ein. Langfris-
tig würde dieser Mechanismus zur Gleichschaltung der 
Rahmenbedingungen der hiesigen Wirtschaft mit der EU-
Wirtschaft führen. Die Spitzenstellung, die die Schweizer 
Wirtschaft heute bezüglich Innovation und Wettbewerbs-
fähigkeit weltweit einnimmt, ginge damit wohl auf Dauer 
verloren. 

Das Konzept eines Rahmenabkommens, das die Weiterent-
wicklung der bilateralen Verträge zwischen der Schweiz 
und der EU regelt, beurteilen wir durchaus als sinnvoll. Ein 
solcher Vertrag muss unseres Erachtens die staatliche Sou-
veränität der Vertragsparteien in wichtigen Fragen der Po-
litik respektieren, wie das bei den bilateralen Verträgen ja 
auch der Fall ist. Wir erwarten, dass der Bundesrat in Nach-
verhandlungen mit der EU hier eine deutliche Verbesserung 
erreichen wird. Nach der Zusammensetzung einer neuen 
EU-Kommission sowie nach Abschluss des Brexit dürfte die 
Zeit dafür reif sein. Die Strategie des Bundesrats, dazu den 
geeigneten Zeitpunkt abzuwarten, erachten wir als richtig.

In welcher Beziehung steht Ihr Komitee zu Economiesuisse?

Unser Komitee setzt sich in erster Linie aus Vertretern von 
international tätigen mittleren und grösseren Familien-
unternehmen zusammen. Die meisten davon sind Mitglie-
der kantonaler Industrie- und Handelskammern, welche 
auf Bundesebene wiederum Mitglieder bei Economiesuisse 
sind. In diesem Sinne bedauern wir das aus unserer Sicht 
einseitige Vorpreschen von Economiesuisse in dieser Frage. 

Eigenständigkeit oder Unterordnung?
Die Führung von Economiesuisse und der anderen gros- 
sen Wirtschaftsverbände befürworten mit ihrem apodiktisch 
anmutenden Ja zum Rahmenvertrag eigentlich eine umfas-

sende Unterstellung der Schweizer Wirtschaft unter alle Re-
gulierungen, welche die EU für den Binnenmarkt geschaffen 
hat. Was erwartet aus Ihrer Sicht die Schweizer Wirtschaft, 
wenn sie den heute den Schweizer Unternehmen gewährleis-
teten Zugang zum Binnenmarkt eintauscht durch die voll-
ständige Einbindung der Schweiz ins genannte bürokratische 
Regulierungskorsett, das die EU-Wirtschaft zusammenhält? 

Wer international wirtschaftlich tätig ist, ist angewiesen 
auf klar abgegrenzte Verantwortungsbereiche und auf klar 
definierte Regelungen: Wer ist wo unter welchen Rahmen-
bedingungen wofür zuständig? 

Was zum Beispiel technische Normen betrifft, so ist eine 
automatische Rechtsübernahme in jenen Bereichen, die 
durch die bilateralen Abkommen bereits geregelt sind, für 
die Wirtschaft sinnvoll und unseres Erachtens politisch ab-
solut vertretbar. Darum unterstützt unser Komitee auch 
grundsätzlich ein Rahmenabkommen. Hingegen handeln 
wir uns mit einem Übernahme-Automatismus für wichtige 
politische Rahmenbedingungen oder mit unklar und un-
scharf abgegrenzten Geltungsbereichen für die Schweizer 
Wirtschaft und das ganze Land längerfristig mehr Nach-
teile als Vorteile ein. 

Was meinen Sie damit konkret? 

Nehmen wir als Beispiel die EU-Unionsbürgerschaft. Im 
Rahmenvertrag findet sich dieser Begriff zwar nicht. Aber 
auch dem Bundesrat ist klar, dass die EU-Unionsbürger-
schaft nach EU-Verständnis nicht abtrennbarer Bestand-
teil der Personenfreizügigkeit ist. Das hat die EU-Kommis-
sion in den Vertragsverhandlungen mehrmals bestätigt. 
Damit befürchtet selbst die Bundesverwaltung, dass Brüs-
sel nach Unterzeichnung des Rahmenabkommens Druck 
machen wird, die Unionsbürgerschaft unserem Land auf-
zubürden. Dies hätte sehr hohe Kosten und gravierende 
Nachteile etwa bei der Ausschaffung von Kriminellen aus 
unserem Land zur Folge. Mit dem Streitbeilegungs-Mecha-
nismus des aktuellen Rahmenvertrags könnte die Unions-
bürgerschaft dann für unser Land durch den EU-Gerichts-
hof verfügt werden. Falls sich die Schweiz zum Beispiel 
in einer Volksabstimmung diesem Entscheid widersetzen 
würde, kann die EU «Ausgleichsmassnahmen» (sprich Re-
torsionen) ergreifen. 
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Gibt es weitere Beispiele von Vertragskonsequenzen? 

Das gibt es tatsächlich. In einem Anhang zum Vertrag 
wird mittels schwammigem Begriff das Tor geöffnet für 
eine «Modernisierung» des für unser Land sehr wich-
tigen Freihandelsabkommens EU-Schweiz von 1972. In 
diesem Anhang ist bereits die Absicht festgehalten, dass 
das Freihandelsabkommen dem neuen Streitbeilegungs-
Mechanismus des Rahmenvertrags unterworfen werden 
soll. Das hätte für die Schweizer Wirtschaft gravieren-
de negative Auswirkungen. Der Freihandelsvertrag ga-
rantiert heute beiden Vertragsparteien – der Schweiz wie 
der EU – vollumfängliche Gleichberechtigung. Muss der 
Freihandelsvertrag an neue Entwicklungen in Wirtschaft 
oder Politik angepasst werden, verhandeln die beiden Ver-
tragspartner bis heute gleichberechtigt, also auf gleicher 
Augenhöhe. 

Der im Rahmenvertrag vorgesehene Streitbeilegungs- 
Mechanismus reserviert dem EU-Gerichtshof bei Unei-
nigkeit in allen Fragen, die das EU-Recht betreffen, den 
abschliessenden Entscheid. Die Schweiz darf unseres Er-
achtens das Freihandelsabkommen nicht diesem Mecha-
nismus unterstellen. Die für die Wettbewerbsfähigkeit 
wichtige Eigenständigkeit der Schweiz in der Aussenhan-
delspolitik könnte sonst gefährdet werden. 

Ebenso ist die Unbestimmtheit des Geltungsbereichs dieses 
Rahmenvertrags sehr problematisch. «Vorderhand» gelte, 

führen sowohl Brüssel als auch Bern aus, das Streitbei-
legungs-Verfahren nur für fünf bestehende bilaterale Ab-
kommen. Warum bloss «vorderhand»? Und für wie lange 
bleibt dieses «Vorderhand» unantastbar? Brüssel erwar-
tet von der Schweiz im Grundsatz die dynamische (sprich: 
automatische) Übernahme des EU-Rechts, das Brüssel als 
«binnenmarktrelevant» einstuft. Das heute betonte «Vor-
derhand» dürfte somit keine lange Lebensdauer besitzen. 

Sehen Sie dazu einen Ausweg? 

Eine Möglichkeit wäre eine Opting out-Klausel: Wenn ver-
traglich festgelegt wird, dass die eine Seite bei der Gegen-
partei eine Position gegen deren Willen durchsetzen kann, 
dann könnte dieser anderen Seite eine Opting out-Klausel 
eingeräumt werden. Sie könnte die Klausel im konkreten 
Einzelfall gegen eine als untragbar beurteilte Massnahme 
geltend machen – ohne Ausgleichsmassnahmen der ersten 
Partei. Ein solcher Mechanismus könnte auch für Schwei-
zer Volksentscheide geschaffen werden. 

Wir sind nicht die Ukraine
Wie kam aus Ihrer Sicht die nicht akzeptable Einseitigkeit 
des Rahmenvertrags zustande? 

Der Streitbeilegungs-Mechanismus, den die EU der Schweiz 
zumutet, orientiert sich an Assoziationsverträgen, welche 
Brüssel mit der Ukraine, mit Belarus und Georgien einge-
gangen ist. Ob diese Assoziationsverträge den genannten 
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Staaten dienlich sind, haben diese Staaten selbst zu ent-
scheiden. Dass Brüssel seinen drittwichtigsten Handels-
partner (nach den USA und China) auf die gleiche Stufe 
stellt wie diese bezüglich Rechtssystemen noch nicht sehr 
gefestigten Staaten, ist um so weniger verständlich, als die 
Schweiz als Nummer drei in der Rangliste der EU-Handels-
partner bedeutend mehr aus der EU bezieht als sie dorthin 
liefert. Die Schweiz ist eine interessante, zahlungskräftige 
Kundin der EU. 

Die EU in der Weltwirtschaft
Wenn man die wirtschaftliche Entwicklung der EU an der 
Entwicklung der Weltwirtschaft misst, stellt man fest, dass 
die EU zwar nicht sprunghaft, aber seit Jahren besorgniser-
regend kontinuierlich an Bedeutung verliert. 

Die EU ist die insgesamt wichtigste Handelspartnerin 
der Schweiz. Aber auch in der Aussenhandelsbilanz der 
Schweiz verliert die Europäische Union kontinuierlich an 
Gewicht. Nach dem Austritt Grossbritanniens sinkt der 
Handelsanteil der EU deutlich unter die 50 Prozent-Gren-
ze. Vor Abschluss der Bilateralen lag er noch bei zwei Drit-
teln. Deutliches Wachstum verzeichnet dagegen der Handel 
der Schweiz mit Ländern ausserhalb der EU – vor allem mit 
den USA und mit Ländern in Asien. 

Erlitte der Handel mit der EU grosse Einbussen, wenn der 
Rahmenvertrag nicht zustande käme? 

Handel zwischen der Schweiz und der EU wird auch ohne 
Rahmenvertrag stattfinden. Nicht Regierungen bestimmen 
den Handel. Sie können ihn, bei gutem Willen, aber erleich-
tern. Handel findet zwischen Firmen statt, die gute Pro-
dukte und gute Dienstleistungen zu bezahlbaren Preisen 
anzubieten haben. Einen Rahmenvertrag könnten wir be-
grüssen, wenn darin der Schweiz im wirtschaftlichen Aus-
tausch mit den EU-Mitgliedländern Mitsprache und Mit-
bestimmung als gleichberechtigte Partnerin gewährleistet 
wird und wenn die Regeln dieses Vertrags klar sind, was 
heute nicht der Fall ist. Die längerfristige Rechtssicherheit 
ist für die Wirtschaft und den Handel zentral. 

Sehr wichtig für die Schweizer Wirtschaft sind weitere Frei-
handelsabkommen – aktuell stehen jene mit den USA, mit 
Indien und anderen sehr dynamisch wachsenden, aufstre-
benden Staaten in Asien im Vordergrund. Wichtig ist wei-
ter, dass die Schweiz ihre Freihandelspolitik eigenständig, 
auf Schweizer Interessen ausgerichtet, weiterführen kann. 
Diese muss von der EU-Aussenhandelspolitik unabhängig 
bleiben. 

Warum verliert die EU als Handelspartnerin an Gewicht?

Die EU-Staaten leiden an zwei Schwächen. Einerseits an ei-
ner überbordenden Gesetzgebung, die in den letzten Jah-
ren die Rahmenbedingungen für die EU-Wirtschaft schlei-
chend verschlechtert hat. Eine weitere wirtschaftliche 
Schwächung erfährt die EU durch ihr Festhalten an der 
Einheitswährung, am Euro. Die EU setzt sich aus Ländern 
mit höchst unterschiedlicher Wirtschaftskraft zusammen. 

Als Folge der Einheitswährung können die Staaten nicht 
mehr selbst aufwerten oder abwerten. Dadurch entstehen 
massive, laufend wachsende Verzerrungen. Sie kommen 
zum Ausdruck in der dramatischen, nur noch schwer kor-
rigierbaren Überschuldung ihrer schwächsten Mitgliedlän-
der – auch grosser Mitgliedländer wie etwa Italien. 

Als Antwort darauf hat die EZB die Nullzins- bzw. Nega-
tivzins-Politik durchgesetzt, die Sparer bestraft, Schuldner 
aber – allzu oft künstlich – am Leben erhält. Diese verhäng-
nisvolle Politik ist Ursache von Strukturverwerfungen, die 
die globale Wettbewerbsfähigkeit der EU-Wirtschaft zuneh-
mend beeinträchtigen. 

Die Chancen der Schweiz
Was für Voraussetzungen und Bedingungen müssen denn 
gewährleistet sein, damit die Schweiz ihre wirtschaftliche 
Position in der Welt halten oder gar noch ausbauen kann?

Nötig dazu sind erstens wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen, welche der Schweizer Wirtschaft erlauben, ihre 
hohe Flexibilität und Innovationsfähigkeit aufrechtzuer-
halten. Wichtig ist zweitens unsere funktionierende So-
zialpartnerschaft, deren Ausgestaltung weiterhin eigen-

Wirtschaftskomitee für InstA-Nachverhandlungen
Das Wirtschafts-Komitee für InstA-Nachverhandlungen 
vertritt die Ansicht, dass das vorliegende Institutionelle 
Abkommen (InstA) Schweiz-EU für die Schweizer Wirt-
schaft längerfristig mehr Nachteile als Vorteile hat. Es 
setzt sich dafür ein, dass der Bundesrat mit der EU Nach-
verhandlungen aufnimmt mit den folgenden Zielen: Der 
Anwendungsbereich des InstA ist auf die fünf bilatera-
len Verträge zu begrenzen; die Unionsbürgerrichtlinie 
ist ausdrücklich auszuklammern; ein Streitbeilegungs-
verfahren muss ohne einseitige Abhängigkeit vom EU-
Gerichtshof erreicht werden; für spezifische Fälle der 
Schweiz ist ein Opting Out ohne Sanktionen zu ermög-
lichen.

Werden Sie Mitglied des Komitees unter:
www.insta-nachverhandeln.ch. Sie finden dort auch das 
Positionspapier und weitere Informationen.

Das Co-Präsidium des Komitees:
Adrian Amstutz, Unternehmer, Nationalrat SVP, Sigris-
wil; Dr. Hans-Jörg Bertschi, Unternehmer, VR-Präsident 
Bertschi Group, Dürrenäsch; Thomas Isler, Unternehmer, 
VR-Präsident Gessner Holding, Wädenswil; Andreas  
Juchli, Unternehmer und Arzt, JDMT Medical Services 
AG, Pfäffikon; Bruno Pezzatti, dipl. Ing. Agr. ETH, Na-
tionalrat FDP, Edlibach; Fabio Regazzi, Unternehmer, 
Nationalrat FDP, Gordola; Marco Romano, lic. rer. pol., 
Nationalrat CVP, Mendrisio; Beat Schelling, Unterneh-
mer, VR-Präsident SCHELLING Group, Rupperswil; Peter 
Schilliger, Unternehmer, Nationalrat FDP, Luzern;  
Dr. Hans-Martin Schneeberger, Unternehmer, VR-
Präsident Schneeberger Holding, Roggwil; Otto Suhner, 
Unternehmer, VR-Präsident SUHNER Holding und KA-
BELWERKE BRUGG, Brugg; Dr. Hans-Peter Zehnder, 
Unternehmer, VR-Präsident Zehnder Group, Gränichen.
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ständig erfolgen sollte. Drittens lebt unsere Wirtschaft von 
der Motivation und dem Engagement der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter für «ihren» Betrieb. Diesen drei tragen-
den Säulen verdankt die Schweizer Wirtschaft heute ih-
ren Spitzenrang bezüglich globaler Wettbewerbsfähigkeit. 
Dass in Europa bezüglich Wettbewerbsfähigkeit nach der 
Schweiz schon bald England folgt, ist auch ein deutliches 
Zeichen. England hatte in der EU in wichtigen Fragen eine 
Opting out-Klausel, von der das Land auch regen Gebrauch 
gemacht hat. 

Dass nicht wenige Schweizer Firmen – sehr viele davon 
mittelgrosse Familienunternehmen – auf den von ih-
nen mit konsequenter Innovationsbereitschaft gepfleg-
ten Spezialgebieten Weltspitze zu erreichen vermoch-
ten, beweist die Richtigkeit einer Wirtschaftspolitik, die 
Stärken fördert, statt dass sie Schwächen vereinheitlicht. 
Stärken fördern kann der Staat nur, indem er Unterneh-
men viel Freiraum und grosse Eigenständigkeit zuge-
steht. Wo Gleichschaltung verfügt wird, verkommt In-
novationskraft, wird Mittelmass vorherrschend. Wichtig 
ist in diesem Zusammenhang auch, dass die Schweizer 
Kantone ihre Steuerhoheit und ihre übrigen Kompeten-
zen wie etwa in der Wirtschaftspolitik oder in Bildungs-
fragen behalten. 

Sind die Bilateralen gefährdet?
Die Befürworter des Rahmenvertrags beschwören mit 
dramatischen Worten, dass allein mit dem jetzt vorlie-
genden Rahmenvertrag die bilateralen Beziehungen zwi-
schen der Schweiz und der EU weitergeführt und konso-
lidiert werden könnten. Teilen Sie diese Meinung? 

Mit einem ausgewogenen Rahmenvertrag, der die Rech-
te und Interessen beider Seiten gewährleistet und die 
Geltungsbereiche klar abgrenzt, wäre der Schweiz si-
cher gedient. Dieses Ziel könnte der Bundesrat mit viel 
Geduld und zäher Beharrlichkeit anstreben. Erreicht er 
das, dann wären die Befürworter des aktuellen Vertrags 
nicht mehr darauf angewiesen, unüberlegte Negativs-
zenarien in die Welt zu setzen für den Fall eines Neins 
zu diesem Vertrag. Gute Verträge entstehen, wenn zwei 
Partner übereinstimmend wahrgenommene Probleme 
zu beidseitiger Zufriedenstellung zu lösen bereit sind. 
Probleme, die nach schnellen Lösungen verlangen, ste-
hen derzeit unseres Erachtens aktuell nicht an. 

Ein beidseits akzeptables Rahmenabkommen liegt nach 
unserer Beurteilung sowohl im Interesse der EU als 
auch im Interesse der Schweiz. Wenn der Brexit aus 
dem Weg geräumt sein wird, werden sich neue Verhand-
lungsspielräume ergeben, um zu einem Abkommen zu 
gelangen, das zu einer Weiterentwicklung des partner-
schaftlichen Verhältnisses zwischen der EU und der 
Schweiz beitragen wird. 

Herr Bertschi, ich danke Ihnen für diese umfassenden Aus-
führungen. 

S. 
Das Gespräch mit Dr. Hans-Jörg Bertschi führte Ulrich Schlüer.

St. Galler Ständerats-Wahl

Drei Fragen an Mike Egger 

Nationalrat Mike Egger steht im zweiten Wahlgang um einen 
freigewordenen Ständerats-Sitz im Kanton St. Gallen. 

«Schweizerzeit»: Hat sich die Aus-
gangslage gegenüber dem ersten 
Wahlgang verändert? 

Mike Egger: Ja, sogar markant. Es 
kämpfen nicht mehr mehrere Kan-
didaten um den einzigen freien Sitz. 
Die FDP-Kandidatin und der CVP-
Kandidat haben ihren Kampf zu-
sammengelegt, um Kandidaten an-

derer Parteien mit Wahlchancen, insbesondere mich als 
SVP-Kandidaten, aus den Wahlveranstaltungen wo immer 
möglich auszugrenzen.

Was soll denn solche Ausgrenzung bringen?

Es geht nicht gegen mich als Person. Die Ausgrenzung rich-
tet sich gegen die Schwerpunkte der SVP. Solange FDP und 
CVP allein auftreten, können deren Kandidaten die aktuells-
ten politischen Fragen – Masseneinwanderung, Rahmenver-
trag, EU-Waffendiktat – sozusagen im Konsens übergehen. 
Zu einer Debatte bei Radio Top wurde ich zwar eingeladen. 
Aber die Redaktion hat die Themen so eingegrenzt, dass 
die zentralen Fragen höchstens am Rande diskutiert wer-
den können. Natürlich halte ich mich nicht streng an diese 
Anordnung, für den Wahlkampf ist sie aber typisch. 

Die Kampagne hat also den Charakter «Alle gegen die SVP». 
Wie stehen unter diesen Voraussetzungen Ihre Chancen? 

Vom Gewerbe werde ich sehr solide unterstützt. Und die Aus-
grenzungsallüren von FDP und CVP kontere ich in den So-
zialen Medien und an vielen Veranstaltungen auf der Stras- 
se – im ganzen Kanton. Meine SVP-Standpunkte stossen 
auf Interesse. Das ist die Hauptsache! Ich bin zuversichtlich. 

Viel Glück am Wahltag, am 19. Mai!
S. 

Das Gespräch mit Mike Egger führte Ulrich Schlüer.

Frage der Woche – Lösung
Am 29. März 2019 fragte die «Schweizerzeit», wie gross 
der Einwanderungsüberschuss aus der EU im Jahr 2018 
gewesen sei. Der Überschuss betrug weder 8’000 (ge-
mäss der bundesrätlichen Zusicherung) noch 85’000 
Personen (wie in einigen Maximaljahren). 

Richtig ist die Lösung B: 2018 betrug der Einwande-
rungsüberschuss aus der EU 55’000 Personen, was der 
siebenfachen Zahl der bundesrätlichen Prognose ent-
sprach. Die Bundesbern-Devoten Medien erfanden dazu 
den propagandistischen Kommentar, die Einwanderung 
habe sich «auf tiefem Niveau stabilisiert».

?
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Die Demokratie

 Vom Aussterben bedroht
Ein Nachruf 

«Ich mag verdammen, was du sagst, aber ich werde 
mein Leben dafür einsetzen, dass du es sagen darfst.»

Voltaire

Liebe Freunde
Kürzlich war ich an einer der vier Abschiedsvorstellun-
gen des Kabarettisten-Kollegen Andreas Thiel im «Tabou-
rettli» in Basel. Es war ein bewegender Moment, als einer 
der ganz grossen Sprachjongleure und Wortakrobaten ein 
letztes Mal die Bühne betrat. Verbrochen hat er nichts. 
Er hat sich die Freiheit herausgenommen, den Islam, die 
vermeintliche «Religion des Friedens» zu hinterfragen.

Viel zu früh und viel zu jung hört ein ganz Grosser auf, 
in die Knie gezwungen von einer Kulturmafia, die in ih-
rem Pseudogutmenschen -Gehabe vergisst, was die Auf-
klärung geschaffen hat: Den offenen Diskurs, das mögli-
che Ansprechen von Tabus, die Lizenz der Satire für Kritik 
am lokalen, ebenso wie am weltlichen Geschehen. Wenn 
Kultur und Universitäten duckmäusern, ist die Demokra-
tie mehr als gefährdet. Beides findet in der Schweiz zu-
nehmend statt. Für seinen Mut hat Andreas Thiel einen 
hohen Preis bezahlt:

Morddrohungen für ihn und seine Familie, Be-
schimpfungen bis zum Angespuckt-Werden in der 
Öffentlichkeit, der Verlust von fast allen Bühnenauf-
tritten (mit wenigen Ausnahmen wie dem Rasser- 
Theater!). Das schlimmste für ihn sei aber, wie er in 
einem Tele Basel-Interview am 19. März 2019 sagt, die 
unsolidarische Haltung der meisten seiner «Kollegln-

«Der Satiriker meint, er lehne sich lediglich zum Fenster raus, dabei 
ist dessen Rahmen eine Guillotine.»

Andreas Thiel

nen» gewesen. Das muss man nicht weiter kommen-
tieren. Alles Gute, Andreas, was immer deine nächs-
ten Projekte sind!

Marco R.L. Caimi, Basel

Österreich hat eine Strafrechtsreform eingeleitet. 
Mehr als 50 Massnahmen zur Strafverschärfung, aber 
auch zum Opferschutz und zur Prävention, sind vor-
gesehen. Die Reform steht unter dem Motto «Null To-
leranz». 

*
Der Kohleausstieg in Deutschland ist schlicht nicht 
zu finanzieren. Die Energiewende hat bereits über 
100 Milliarden Euro verschlungen. Der Strompreis in 
Deutschland hat sich verdoppelt. Mit dem Resultat, 
dass 350’000 Haushalte die Stromrechnungen nicht 
mehr bezahlen können und ohne Strom sind. Und jetzt 
die «andere Seite»: Weltweit sind 1400 Kohlekraftwer-
ke im Bau. Ebenso 60 Kernkraftwerke. So schaffen die 
Grünen und Linken die Abhängigkeit von Kohle, Gas 
und Öl aus Polen und Russland – bis uns der Hahn zu-
gedreht wird.

Tis Hagmann

Ich abonniere das «Schweizerzeit»-Magazin.
Preis bis Ende 2019: mindestens Fr. 50.– 
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Wenn Sie uns Ihre Mail-Adresse mitteilen, erhalten Sie zusätz-
lich kostenlos allwöchentlich unser aktuelles «Brisant» per 
Mail. Eine Weitergabe Ihrer Mail-Adresse findet nicht statt.

Datum:   Unterschrift: 

Einsenden an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach,
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Ein Land in Klima-Hysterie?

Kühlen Kopf bewahren
von Anian Liebrand, ehem. Präsident Junge SVP Schweiz

Klimademos, wohin das Auge reicht, rebellierende Jugend und jede Menge Themenwochen. Systematisch und nach Dreh-
buch versuchen die Mainstream-Medien und linke Ideologen, die Klimahysterie in die Köpfe der Bürger einzubrennen. Die 
Klimapolitik soll zum zentralen Wahlkampfthema 2019 hochstilisiert werden, um die politischen Mehrheitsverhältnisse nach 
links zu verschieben.

Ein Erlebnis aus meinen 
Skiferien in Adelboden 
brachte mich zum Grü-
beln. Am Abend sassen 
wir gemütlich auf dem 
Balkon und genossen 
das Alpenpanorama. Da 
erklangen aus der be-
nachbarten Ferienwoh-
nung laute Kinderstim-
men. «Wir sind hier, wir 
sind laut, weil man uns 
die Zukunft klaut», so 
der Sprechgesang, den 
einige junge Mädchen 

enthusiastisch in die Berner Oberländer Nacht hinaus-
posaunten.

Beeinflusste Kinder
«Den Spruch habe ich doch irgendwo schon mal gehört», 
dachte ich mir. Der Blick in das Smartphone schaffte 
Klarheit: Es ist der Slogan der sogenannten Klimast-
reikbewegung, im Rahmen derer seit Wochen europa-
weit Schüler die Schule schwänzen und irgendwelche 
vorformulierten links-grünen Forderungen in die Welt 
posaunen. Was geht in unserer Gesellschaft vor, wenn 
Kinder, die mitten in ihrem persönlichen Entwicklungs-
prozess stecken, solche politischen Kampfparolen skan-
dieren? Wo lernen sie so etwas? Was für ein einseitig 
(ver-) bildendes Umfeld stellen heutige Schulen dar? 

Wer sind die Taktgeber?
Die Schule als Brutstätte politischer Indoktrination? 
Leider keine Neuheit, erlebte ich doch schon in mei-
nem Gymnasium Ähnliches. Schon damals wurden zu 
Beginn des Zweiten Irak-Kriegs (2003) Petitionen he-
rumgereicht, die ich als einziger in der Klasse nicht 
unterschrieben habe, und sogenannte Friedensdemos 
organisiert. Schon damals fungierten Lehrer als Takt-
geber.

Doch die aktuellen Schülerproteste sind von weit grö-
sserem Ausmass. Sie organisieren sich über professi-
onelle Websites wie klimademo.ch, deren Halter sich 
hinter einer Firma versteckt, die sich darauf speziali-
siert, die Betreiber von Webseiten der Öffentlichkeit zu 
verschleiern. Darf etwa nicht bekannt werden, wer die 
angeblich «mitten aus der Schülerschaft» stammenden 
Aktivitäten mit beträchtlichen Ressourcen unterstützt?

Trittbrettfahrer und Hintermänner
Mitte März wurde auf diesen Netzwerken schweizweit 
zum grossen «Klimademo-Tag» in mehreren Städten 
aufgerufen. 12’000 Personen seien allein in Zürich auf 
die Strasse gegangen. Beeindruckend, was die Schüler-
Aktivisten da auf die Beine gestellt hätten, lautete der 
wohlwollende Tenor der Medien.

Wer die Bilder genauer analysierte, wurde rasch stut-
zig. Eine Schar politisch unerfahrener 16- bis 17-Jäh-
riger schafft es im Alleingang, eine solche Grossveran-
staltung aus dem Boden zu stampfen und denkt dabei 
an jedes Detail (Tonanlage, Bewilligungen)? Dass hier 
einschlägige Kreise aus der kampferprobten links-grü-
nen Politmaschinerie ihre Finger im Spiel hatten, ist 
nicht von der Hand zu weisen. So zeigt ein Bild der 
Demo aus Zürich: Voraus marschieren ein paar Ju-
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gendliche, direkt hinter ihnen läuft eine Gruppe Mitt-
Dreissiger mit Transparenten. Ein Bild mit Symbol-
charakter: Die Jungen werden vorausgeschickt, den 
Rücken stärken ihnen ältere Semester (Lehrer und Po-
lit-Aktivisten).

«In die Beine ginggen!»
Zudem rief die Webseite der linksradikalen «Bewegung 
für den Sozialismus» zur Klimademo in Zürich mit dem 
Slogan auf: «Strike Back. Den Klimasündern in die Bei-
ne ginggen!» Aufgeheizte Schüler treffen auf politische 
Extremisten – wenn das kein Warnsignal für pflicht-
bewusste Eltern ist! 

Fanden all diese offensichtlichen Verstrickungen Er-
wähnung in den Medien? Mitnichten! Stattdessen pre-
digen die meisten Meinungsmacher weiterhin die Il-
lusion des besorgten Schüleraufstands, der überall 
zeitgleich aus dem Boden schoss. Doch dieses «Image» 
bekommt erste Risse. In den sozialen Medien kursieren 
Bilder von völlig überfüllten öffentlichen Abfalleimern, 
die von der «besorgten Jugend» nach ihren Demos in 
erbärmlichem Zustand hinterlassen wurden.

Während der Schulzeit
Interessanterweise finden die Schülerdemos stets wäh-
rend der Schulzeit statt. Also immer dann, wenn man 
sich entscheiden kann zwischen Schule und etwas «Ac-
tion». Manchmal organisieren Schulen den Schüler-
transport zur nächstgelegenen Demo gleich selber. So 
wurde publik, dass drei Oberstufenklassen aus Fruti-
gen BE im Rahmen des obligatorischen Geschichtsun-
terrichts am «internationalen Klimastreiktag» in Thun 
teilnahmen. Die Schulleitung informierte die Eltern der 
Schüler per Brief: «Wir demonstrieren! (…) Die Schü-
lerinnen und Schüler haben Plakate entworfen, wel-
che wir (…) im Zeichen des Klimaschutzes hochhalten 
werden.» Die Kosten für den Demoausflug übernehme 
die Schule.

Versagende Schulen
Zweifellos mögen es etliche Schüler ehrlich meinen in 
ihrem Aktivismus. Sie sind wohl wirklich überzeugt, 
dass wir hier in der Schweiz durch unser Verhalten 
verhindern könnten, dass sich die Erdtemperatur auch 
nur ein bisschen abkühlt. Dabei wäre entwickeltes Pro-
blembewusstsein die beste Voraussetzung, um Proble-
me auch lösen zu können. Um sich eine Meinung bilden 
zu können, braucht es einen breiten Wissenshorizont, 
den zu schaffen die Pflicht staatlicher Schulen wäre. 
Und genau hier beginnt das Versagen. Politisch einsei-
tig gepolte Lehrer schaffen den Nährboden für verein-
fachte, zugespitzte Perspektiven.

Dass die Schülerproteste von den Medien derart «ge-
hypt» werden, ist kein Zufall. Die Medien überbieten 
sich seit Wochen täglich in ihrer Klima-Berichterstat-
tung. Das Schweizer Fernsehen rief kürzlich sogar eine 
Sendereihe ins Leben, welche das Thema das ganze 
Wahljahr hindurch bewirtschaften wird. Die ersten 

realpolitischen Folgen sind bereits eingetroffen. FDP-
Präsidentin Petra Gössi ist gekippt und will ihrer Par-
tei nun auch einen grünen Anstrich verpassen. Zumin-
dest bei den Zürcher Kantonsratswahlen wurde diese 
Kehrtwende aber nicht belohnt – die FDP verlor sogar 
Sitze. Dafür erzielten Grüne Rekordgewinne.

Dass bei aller Verblendung stets Hoffnung auf einen 
Gesinnungswandel besteht, machte kürzlich Greta 
Thunberg, die Ikone der Klimaszene, vor. Sie sorgte 
unter ihren Gläubigen für Irritationen, indem sie sich 
öffentlich für Atomenergie als «kohlenstofffreie Ener-
gie-Lösung» aussprach. Kurz danach krebste sie auf 
Druck ihrer Medienberater wieder zurück. Was nicht 
sein kann, darf nicht sein.

Anian Liebrand

Sozialstaat

Der Staat wird immer sozialer,
spendiert mit lock’rer Hand die Taler,
er tut dies stets zu unserm Wohle –
doch braucht er dazu meine Kohle.

 Aus Grendelmeiers
« Reich der Menschen »
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Bald auch in der Schweiz?

 Abstruser Gender-Gaga
Die oberbayerische Gemeinde Pullach wird sich dem-
nächst einen Platz in der Geschichte erobern als erste Stadt 
Deutschlands, die eine Grundschule mit gendergerechten 
Toiletten für dritte und sonstige Geschlechter ausstattet. 
Man muss sich vorstellen, wie die Kleinen am ersten Schul-
tag ratlos vor den drei Türen stehen und die Frau Lehre-
rin zum Einstieg nicht das ABC, sondern das «I» für Inter-
sexualität erklären  muss. Die Gleichstellungsbeauftragte 
im Landtag nennt das neue stille Örtchen begeistert einen 
«wichtigen Schritt» gegen Diskriminierung.
 
Nun besitze ich ja kein Genderzertifikat, deshalb mag die 
blöde Frage erlaubt sein: Ist es nicht sogar deutlich diskri-
minierender, das statistisch maximal einzige intersexuelle 
Kind der Schule auf eine gesonderte Toilette zu verbannen? 
Genauso gut könnte man einen Pranger auf den Schulhof 
stellen. In der niedersächsischen Landeshauptstadt Hanno-
ver hielt bislang die EKD den Gender-Ehrenpokal mit ihrem 
Studienzentrum für Genderfragen inklusive Unisextoilette. 
Jetzt hat die Stadtverwaltung nachgezogen und mit einem 
Leitfaden die 11’000 Mitarbeiter und natürlich auf die –In-
nen angewiesen, man möge die Anrede «Herr» und «Frau» 
vermeiden. Wähler werden jetzt Wählende, und Lehrer sind 
jetzt Lehrende. Man schreibt das immer noch mit «eh» und 
nicht mit «ee», auch wenn man dabei ist, die deutsche Spra-
che zu entleeren. Wenn alles nichts hilft, dann sollen die 
Hannoveraner*Innen den «Genderstar» benutzen und wäh-
rend des Sprechens an der entscheidenden Stern-Stelle (*) 

kurz zur besseren Verständlichkeit das Atmen einstellen. 
Keine Frage: Nicht nur in Pullach braucht es endlich eine 
gendersensible Fibel für die erste Klasse.  

Birgit Kelle, «Junge Freiheit», Nr. 7/2019

Die grosse grüne Lebenslüge
Das gängige Profil von afrikanischen 
Scheinflüchtlingen: illegal eingewan-
dert, sozialhilfeabhängig, kultur-
fremd, tendenziell ungebildet, schwar-
ze Haut. Welche dieser Eigenschaften 
erzürnen das Volk? Dass die Migran-
ten wohl jahrzehntelang auf Staats-
kosten hier leben werden, stösst auf 

grosse Ablehnung. Die Migranten werden aufgrund des 
Verhaltens beurteilt. Die ethnische Herkunft spielt in ei-
ner Willensnation wie der Schweiz keine Rolle. Doch wer 
die Asylmissstände kritisiert, wird von den Gutmenschen 
umgehend als «Rassist» beleidigt. 

Der infantile Wortgebrauch offenbart einiges. Erstens: 
Es sind die Gutmenschen, die rassistisch denken. Sie ver-
binden sachliche Kritik einzig mit der Hautfarbe und 
reduzieren die Scheinflüchtlinge darauf. Dass der Sozi-
al- und Rechtsstaat durch die illegale Migration massi-
ven Schaden nimmt, bleibt unbeachtet. Schliesslich muss 
den «armen» Afrikanern geholfen werden. Das führt zur 
zweiten Erkenntnis: Die Gutmenschen sind in einem neo-
kolonialistischen Denkmuster gefangen. Sie trauen den 

Afrikanern nicht zu, ohne europäische Unterstützung ein 
erfülltes Leben führen zu können. In diesem Denkmus-
ter ist der Afrikaner auf den weissen Mann und die weis- 
se Frau angewiesen, sei es durch die Entwicklungshilfe 
oder den Schweizer Sozialstatt. Diese Haltung ist schäbig. 
Denn Afrika steigt auf und hat Zukunft. Auch deshalb 
ist es falsch, dass die illegalen Migranten für die Reise 
in die europäischen Sozialstaaten zig Milliarden an die 
kriminellen Schlepper zahlen. Das Geld wäre in der af-
rikanischen Wirtschaft besser aufgehoben.

Schlussendlich füllt die Entwicklungshilfe einzig die Ta-
schen von europäischen Entwicklungshelfern und kor-
rupten afrikanischen Verwaltungsangestellten. Der af-
rikanische Ökonom James Shikwati sagt es zutreffend: 
«Wer Afrika helfen will, darf kein Geld geben.» Entwick-
lungshilfegelder in unsere AHV umleiten und die illegale 
Migration stoppen, ist also gut für Afrika und noch bes-
ser für die Schweiz.

Samuel Balsiger

Samuel Balsiger ist Gemeinderat in der Stadt Zürich. In seiner 
monatlich erscheinenden Kolumne berichtet er über die Irrungen der 
linken Politik.
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Mit dem

Rahmenvertrag

verlangt Brüssel von 
der Schweiz einen

Blankoscheck,

zu dem die EU erst 
nach Unterzeichnung 

mitzuteilen bereit 
ist, wozu sich die 

Schweiz mit diesem 
Vertrag

verpflichtet

hat.

???Fakten – Behauptungen – Tatsachen

Unterwerfung
Das Rahmenabkommen mit der EU ist ein durch und 
durch einseitiger Vertrag. Die EU diktiert, die Schweiz 
markiert dazu ihren Gehorsam.

Dieser Rahmenvertrag verlangt von der Schweiz «das Ver-
fahren zur Übernahme von Rechtsakten der Europäischen 
Union» zu akzeptieren.

Die Schweiz muss Ja sagen zur «einheitlichen Auslegung 
und Anwendung dieses Abkommens». Festgelegt wird es von 
der EU allein. 

Die Schweiz muss «die Überwachung der Anwendung der 
betroffenen Abkommen» garantieren (alle drei Zitate aus 
Art. 1, Abschnitt 3 des Abkommens). 

Wie diese Überwachung vor sich geht, steht in Art. 5 des 
Rahmenabkommens: 

Die «Gewährleistung der Rechtssicherheit» und die «Homo-
genität des Abkommens» beruhen allein auf «Rechtsakten 
der Europäischen Union». Sobald solche von der EU erlas-
sen werden, hat die Schweiz «so rasch als möglich» dafür 
zu sorgen, dass sie in «entsprechende Abkommen» integ-
riert werden, so dass «die Gleichwertigkeit ihrer Gesetzge-
bung» mit jener der EU sichergestellt wird. So, als wäre die 
Schweiz eine Kolonie der Europäischen Union. 

Damit aus staatlicher Unterstützung bestimmter Gruppen 
oder Einrichtungen (zum Beispiel der Bergbevölkerung oder 
von Berufsbildungseinrichtungen) keinerlei Bevorteilung 
entsteht, hat die Schweiz die Schaffung einer «unabhän-
gigen Überwachungsbehörde» durch die EU zu akzeptie-
ren, welche «die Vereinbarkeit der staatlichen Beihilfen mit 
den Bestimmungen dieses Abkommens» überwacht (Art. 8b, 
Abschnitt 2). Will die Schweiz durch rechtmässigen Parla-
mentsbeschluss oder auch durch Volksinitiative eine Grup-
pe oder eine Einrichtung unterstützen, muss sie zunächst 
«ein Notifizierungsverfahren» der EU gegenüber einleiten. 
Durch Parlament oder Volk beschlossene «Beihilfevorhaben 
können erst umgesetzt werden, wenn die Überwachungsbe-
hörde abschliessend entschieden hat» (Art. 8b, Abschnitt 3). 

Wird das Rahmenabkommen Tatsache, entscheidet 
also die EU als Oberbehörde, ob ein Schweizer Parla-
mentsbeschluss oder eine angenommene schweizerische 
Volksinitiative umgesetzt wird oder nicht. Damit solche 
Überwachung erfolgen kann, hat «die Schweiz die er-
forderlichen Regeln» zu erlassen, damit der EU «jeder-
zeit ein Überwachungsniveau sichergestellt» wird. Die 
Schweiz hat gemäss EU-Vorgaben «die Gewährleistung 
einheitlicher Bedingungen» zu garantieren, die in der 
Europäischen Union in Kraft sind (Art. 8b, Abschnitt 6).

Die Schweiz wird unterworfene Kolonie der EU.
S.
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Erlebnisse aus 35 Jahren aktiver Politik (Teil 21)

Damals in der SVP
von Hans Fehr, a. Nationalrat, Eglisau ZH

Klarheit
abgeleitet von klar; <lat.> clarus – 

«klar, glänzend, hell»

Damit eine Kampagne erfolgreich sein kann, muss 
sie eine klare Aussage haben. Denn nur so lassen 
sich die Wählerinnen und Wähler überzeugen, 
motivieren und gewinnen. Und nur so winkt am 
Ende ein «glänzender» Abschluss.

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer
Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

AG für Werbung und Public Relations

Wir wollen Ihren Erfolg

Zwei Tage nach der erfolgreich 
geschlagenen Schlacht vom 6. De-
zember 1992 gegen den EWR/EG-
Beitritt unseres Landes geschieht 
das Unglaubliche: Der «Tagesan-
zeiger» und das Fernseh-Maga-
zin «10 vor 10» geben bekannt, 
dass gemäss einer Umfrage 60 
Prozent der Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger eine Wiederho-

lung der Abstimmung verlangten. Auch der Bundesrat 
hat nach dem «schwarzen Sonntag» (Delamuraz) kein 
Konzept für den Weg der Schweiz ausserhalb des EWR; 
ebenso zeigen sich gewisse  Funktionäre und Politiker, 
die nun «den Schaden begrenzen» wollen, völlig rat- und 
hilflos. EWR-Chefunterhändler Franz Blankart phan-
tasiert gar über einen EG-Beitritt – nur so könne das 
«Unheil» von der Schweiz abgewendet werden. Kurz: 
Die «classe politique» zeigt ein erschreckendes Demo-
kratieverständnis.

Aber die Würfel sind gefallen: Volk und Stände haben 
mit einer Stimmbeteiligung von 78,3 Prozent (der höchs-
ten seit der AHV-Abstimmung von 1947) Nein gesagt 
zum EWR. Sie haben sich damit ohne Wenn und Aber 
zur politischen Selbständigkeit der Schweiz bekannt und 
ihren Willen bekundet, die Probleme aus eigener Kraft 
zu lösen. Die Schweizer Bevölkerung  hat entschieden, 
den Weg der Freiheit und Selbständigkeit zu gehen – 
mit partnerschaftlichen Beziehungen zu möglichst allen 
Staaten der Welt. Das ist ein modernes, erfolgverspre-
chendes Konzept – nicht die Gleichmacherei à la EWR!

In diesem Sinn präsentieren die SVP-Nationalräte Hans 
Uhlmann (Parteipräsident), Theo Fischer (Fraktionsprä-
sident) und Christoph Blocher am 11. Dezember 1992 
an einer Pressekonferenz den «Weg einer selbständigen 

und unabhängigen  Schweiz». Mit 19 Massnahmen soll 
die Schweiz konkurrenzfähiger gemacht werden, ins-
besondere mit den folgenden: Abbau wettbewerbsver-
zerrender Steuern, Vereinheitlichung technischer Nor-
men, Vereinfachung des Bauvorschriften-Gestrüpps, 
Personalplafonierung beim Bund, eigenständige Wäh-
rungs- und Notenbankpolitik, massgeschneiderte Ar-
beitsmarktpolitik (ohne freien Personenverkehr), hohe 
Qualitäts- und Leistungsstandards in allen Bereichen.

Zudem, so unsere klare Forderung: Der Bundesrat hat 
die Pflicht, den EWR-Entscheid des Schweizer Souve-
räns im Ausland zu erläutern und auf die Bedeutung 
der Selbstbestimmung und unserer direkten Demokra-
tie hinzuweisen. Die Freihandelsabkommen sind beizu-
behalten und allenfalls zu verbessern – und die guten 
Beziehungen zu allen Staaten der Welt sind zu pflegen 
und auszubauen.

*
In den frühen 90er Jahren, besonders 1993, wir das The-
ma öffentliche Sicherheit in der Stadt und im Grossraum 
Zürich immer brisanter. Gewaltverbrechen, schwerste 
Raubüberfälle, Mordtaten, Körperverletzungen, Einbrü-
che, Diebstähle, und Bedrohungen gehören mehr und 
mehr zur Tagesordnung. In der Stadt Zürich ist die Zahl 
der Raubtaten von 1986-92 von 465 auf 1135 angestie-
gen. Und kantonsweit hat die Zahl der Delikte gegen 
Leib und Leben von 1988-92 um fast 50 Prozent zuge-
nommen.

Wesentliche Gründe für diesen katastrophalen Zustand 
sind die Aufweichung des Strafvollzugs nach dem Mot-
to «Resozialisierung und Therapie statt Strafe und Süh-
ne», die verfehlte Drogenpolitik der Stadt Zürich (nach 
der Platzspitzschliessung herrschen auf dem Lettena-
real unbeschreibliche Zustände) sowie die Duldung des 
Asylrechtsmissbrauchs. Und die Linksparteien sind in 
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Freitag, 3. Mai 2019, 20.00 Uhr
27. Churfirstentagung der SVP Toggenburg 
Vortrag zum Thema «Schweizer Volk entwaffnen?» 
von NR Andreas Glarner; musikalische Umrahmung:  
Bürinnechörli Heiterswil, grosse Verlosung  
Thurpark, Volkshausstrasse 23, 9630 Wattwil/SG   

Samstag, 4. Mai 2019, 10.30 Uhr 
Generalversammlung AUNS
Vorträge zum Rahmenvertrag und zur Neutralität der Schweiz
mit alt BR Micheline Calmy-Rey; Monika Rühl, Economiesuisse; 
alt BR Christoph Blocher; SVP-NR Roger Köppel;
FDP-NR Hans-Peter Portmann. 
Militärkaserne Bern, Papiermühlestrasse 13, 3014 Bern

Dienstag, 14. Mai 2019, 19.30 Uhr 
Info-Kurs «Nein zum Rahmenvertrag»
Worum geht es? Wie aktiv werden in der Meinungsbildung?
mit Werner Gartenmann, Geschäftsführer Auns, und Ulrich 
Schlüer, Chefredaktor «Schweizerzeit»
Hotel Monopol, Pilatusstrasse 1, 6003 Luzern 

Donnerstag, 16. Mai 2019, 20.00 Uhr
Öffentlicher Anlass von «sifa – Sicherheit für alle» 
und der SVP Steinen SZ 
Vorträge zu Personenfreizügigkeit, Uno-Migrationspakt,  
Kesb und demografischen Problemen
mit NR Luzi Stamm, NR Dr. Pirmin Schwander und Dudo Erny, 
Geograf/Buchautor
Restaurant Husmatt, Husmattrain 2, 6422 Steinen/SZ   

Samstag, 18. Mai 2019, 20.00 Uhr
SVP-Beiz am Dorffest «200 Jahre Gottfried Keller»  
Öffentlicher Festbetrieb mit NR Alfred Heer, NR Barbara Steine-
mann und NR Mauro Tuena bei der Schulanlage Hof, Dorfstrasse 57, 
8192 Glattfelden/ZH 

Montag, 27. Mai 2019, 19.30 Uhr
«Schweizerzeit»-Frühjahrstagung 
Vortrag «Unionsbürgerschaft oder Einwanderungsbeschränkung?» 
von Nationalrat Andreas Glarner 
Stiftung zum Glockenhaus, Sihlstrasse 33, 8001 Zürich

Die «Schweizerzeit»-Agenda

Klarheit
abgeleitet von klar; <lat.> clarus – 

«klar, glänzend, hell»

Damit eine Kampagne erfolgreich sein kann, muss 
sie eine klare Aussage haben. Denn nur so lassen 
sich die Wählerinnen und Wähler überzeugen, 
motivieren und gewinnen. Und nur so winkt am 
Ende ein «glänzender» Abschluss.

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer
Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

AG für Werbung und Public Relations

Wir wollen Ihren Erfolg

dieser verhängnis-
vollen Richtung und 
Geisteshaltung seit 
Jahren vorangegan-
gen. Sie machen sich 
u.a. zum Anwalt des 
Bankräubers, Gei-
selnehmers und 
Einbrechers Walter 
Stürm, den sie als 
«Ausbrecherkönig» 
und Helden feiern 
und dessen Isolati-
onshaft sie anpran-
gern. Als besonders 

«gelungen» feiern sie seinen Ausbruch aus der Straf-
anstalt Regensdorf an Ostern 1981, weil er einen Zet-
tel mit den Worten «Bin beim Ostereiersuchen, Stürm» 
hinterlässt.

Genug ist genug: Ende Oktober 1993 veröffentlichen wir 
das sogenannte «Messerstecher-Inserat», das erstmals 
nicht nur die katastrophalen Missstände im Bereich Si-
cherheit aufzeigt, sondern den «Linken und den Netten» 
die Verantwortung zuweist. Das Inserat stösst auf ein 
gewaltiges Echo. 

Dies umso mehr, als fast gleichzeitig mit dem Erscheinen 
des Inserates das entsetzliche Verbrechen an der Pfad-
finderführerin Pasquale Brumann auf dem Zollikerberg 
bekannt wird. Ihre Leiche wird am 30. Oktober 1993 ge-
funden. Bereits am 1. November wird der wegen elf Ver-
gewaltigungen und zwei Sexualmorden zu lebenslanger 
Haft verurteilte Erich Hauert festgenommen und später 
als Täter überführt. In der Strafanstalt Regensdorf als 
«extrem gefährlich» inhaftiert, hat er die furchtbare 
Tat während eines Hafturlaubs verübt. Der dafür zu-
ständige Justizdirektor Moritz Leuenberger, SP, war von 
Staatsanwalt Pius Schmid mehrmals über die Gefähr-
lichkeit Hauerts informiert worden, ohne  dass er Mass-
nahmen ergriffen hätte. In den Gutachten zur Frage der 
Bewilligung von Hafturlauben für Hauert war ausdrück-
lich gewarnt worden, Hauert leide an psychopathisch zu 
nennenden Störungen der Charakterstruktur.

Mit diesem unfassbaren Mord hat das Inserat natürlich kei-
nen direkten Zusammenhang, obwohl er dessen Richtigkeit 
auf tragische Weise bestätigt. Dennoch stoppt die Partei-
leitung aus Pietät zum Opfer und zu den Angehörigen eine 
weitere Publikation. Weil jedermann sieht, dass das Inserat 
die Wahrheit ausspricht, wirkt es auch ohne weitere Veröf-
fentlichung. In der Folge werden der Strafvollzug und ins-
besondere das Regime für Hafturlaube deutlich verschärft.

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr 

Postfach 71, 8192 Glattfelden, www.patriot.shop

Hipsterbag
Turnsack
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SCHWEIZ

AKTUELL

Büchertisch

Die geheime Migrationsagenda

Wie elitäre Netzwerke mithilfe von EU, UNO, super-

reichen Stiftungen und NGOs Europa zerstören wollen

Friederike Beck 
Migration: Längst ein «Hauptgeschäft» grosser 

internationaler Organisationen und Körperschaften: Genauer, 
von vernetzten Staatsbürokratien mit EU, UNO sowie welt-
weit agierender NGOs. Deren Ziel, weist die Autorin aufgrund 
umfas-sender Recherchen nach, besteht nicht zuletzt darin, 
Nationalitäten, National-staaten, die Selbstbestimmung von 
Völkern, also die Demokratie zu beseitigen – auf dass ein Herr-
schaftsnetz bürokratischer Apparate möglichst weltweit durch-
gesetzt werden kann. Eine wahrhaft brisante Dokumentation. 

Kopp, Rottenburg 2016, 303 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 14.50) 
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 13.80

Widerworte

Gedanken über Deutschland 

Alice Weidel 
Die Autorin ist Co-Präsidentin der AfD-Bun-
destags-Fraktion im Parlament Deutschlands. 
Sie ist eine gleichermassen kompetente wie 

mutige Frau, die Sachverhalte präzise analysiert und anschlie-
ssend wohlinformiert darüber urteilt. Dafür muss sie schlicht 
unglaubliche Schmäh-Tiraden über sich ergehen lassen. Ihre 
Gedanken über Deutschland und seine Zukunft haben zweifel-
los europaweit Gewicht. Sie entlarvt, wie die etablierten, blind-
lings nach Brüssel ausgerichteten traditionellen Parteien in 
die Krise fehlender Lösungen für drängende Probleme geraten 
sind. Ein sehr lesenswertes, wichtiges Buch.

Plassen, Kulmbach 2019, 147 S., brosch., (Richtpreis Fr. 20.90) 
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 19.90

Das Ende der Mittelschicht 

Abschied von einem deutschen Erfolgsmodell 

Daniel Goffart
Die von Brüssel ausgehende Politik zer-
stört – nicht nur in Deutschland –  
vorsätzlich die Mittelschicht. Grosskon-

zerne mit umfassend ausgebauten, ihnen dienenden 
Lobbyisten-Apparaten in Brüssel profitieren von Brüs-
sels Entscheiden enorm. Der Mittelstand aber geht im 
Brüsseler Bürokratismus regelrecht zugrunde. Wer in 
der Schweiz den Rahmenvertrag umfassend beurteilen 
will, muss die zerstörenden Auswirkungen der Brüsseler 
Funktionärsherrschaft auf den Mittelstand im EU-Raum 
unbedingt zur Kenntnis nehmen. 

Berlin-Verlag, München 2019, 399 S., geb., (Richtpreis Fr. 
30.50) Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 29.–

Die Weiberbüchse

Wild, Wilderer, Pfäffli. Die Geschichte einer 

Wandlung 

Dänu Wisler
Gemäss bernischem Militärgesetz von 
1842 musste jeder Schweizer Bürger 

anlässlich seiner Heirat den Nachweis erbringen, dass  
er ein Gewehr – die Weiberbüchse – besitzt. Dies war 
Ausweis seiner eigenständigen Handlungsfähigkeit.  
Der Autor, waschechter Emmentaler, derzeit im Kanton  
St. Gallen für den Nationalrat kandidierend, hat aus die-
sem Emmentaler Tatbestand eine Geschichte komponiert, 
die zu lesen höchstes Vergnügen bereitet. Die aber auch 
das Wesen der Emmentaler kernig und trefflich schildert. 

Werd und Weber, Thun/Gwatt 2019, 152 S., geb., ill., (Richt-
preis Fr. 25.–) Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 23.75

111 Orte am Bodensee, die 
man gesehen haben muss

Dietlind Castor
Der Frühling setzt sich allmählich 
durch. Die Wanderzeit beginnt.  Einer 
der von uns geschätzten «111er-Reise-
führer» weist hin auf attraktive, längst 

nicht in jedem Reiseführer aufgeführte Ziele rund um 
den Bodensee – in Deutschland, in Österreich und in der 
Schweiz. Ein Buch, das Heimat vermittelt und Wanderer 
anregt, Heimat zu entdecken – nördlich und südlich des 
Bodensees. Jedem Ziel ist eine Bild- und eine Textseite 
gewidmet. Man findet sich rasch zurecht. 

Emons, Köln 2017, 236 S., brosch., reich ill., (Richtpreis Fr. 
22.90) Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 21.80

Ist der Islam noch zu retten?

Eine Streitschrift in 95 Thesen

Hamed Abdel-Samad und 
Mouhanad Khorchide
Eine Streitschrift, in welcher zwei führende 
islamische Intellektuelle (ein Islamkritiker 

und ein dem Islamismus Verhafteter) über den Islam und 
über muslimische Präsenz in westlichen Gesellschaften 
miteinander ihre zweifellos scharfen Klingen kreuzen. Das 
Buch hat bedeutenden Aufklärungswert. Wer über die inne-
ren Vorgänge in der islamischen Welt Erkenntnisse gewin-
nen will, erhält daraus erinnernswerte Aufschlüsse.

Droemer, München 2019, 303 S., brosch., (Richtpreis Fr. 14.50) 
Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 13.80
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Bestellschein

Name/Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort  Tel-Nr.

Datum  Unterschrift

BUCHZEICHEN

Bäärnerplatte

Lieber zuhören statt lesen – unser 
heutiger Hörbuch-Vorschlag: 

 Dichterwii – ein  
Roman in Munda rt 

Hans Stalder
Eine wahrhaft packende Geschichte: Drei junge Ber-
ner, Gastwirte aus dem Emmental, werden aufgeboten, 
als Küchenchefs im Stab des Generals von Erlach – der 
Bernerplatte über alles liebt – in den Krieg gegen Napo-
leons Truppen zu ziehen. Das Berner Patriziat, mehr an 
Tagesgelüsten als am Fortbestand Berner Unabhängigkeit 
interessiert, verliert den Waffengang am Grauholz. Die 
drei Burschen werden vom fanzösischen General Schau-
enburg eingezogen, auf dass sie ihm fortan gute Berner 
Küche garantieren. Die Kriegserlebnisse der drei, aber 
auch die Überwindung überkommenen Patrizier-Gehabes 
in einer bewegenden Liebesgeschichte sichern dem Hörer 
interessante Einblicke in Schweizer und Berner Lebens-
kraft, die keinen Hörer unberührt lässt. 

Werd und Weber, Thun/Gwatt 2012, 3 CDs, 171 Min., (Richt-
preis Fr. 29.–) Ihr Preis bei «Schweizerzeit»: Fr. 27.55

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – 

und wirksamste Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

Die Flucht der Briten aus 
der Europäischen Utopie 

Jochen Buchsteiner
Ein herausragendes, auf billige 
Polemik konsequent verzich-
tendes, auf sorgfältige Analyse 
aufbauendes Buch zum Brexit. 
Es illustriert, welch immense 
Nachteile Brüssels Bürokratismus 
den Briten – aber auch anderen 

EU-Mitgliedern beschert. Es erklärt plausibel, wie 
der Wille zum Brexit nicht nur gewachsen ist, viel-
mehr die Mehrheit in England gewinnen konnte. Das 
Buch liefert intensiven Anschauungsunterricht zu den 
Brüssel beherrschenden, unproduktiven Funktionärs-
Eskapaden, die Wohlstand und Wohlergehen in ganz 
Europa bedrohen. 

Es illustriert, warum die EU verglichen mit dem Gang 
der Weltwirtschaft immer stärker in Rücklage gerät. 

us

Jochen Buchsteiner: «Die Flucht der Briten aus der Eu-
ropäischen Utopie». Rowohlt, Reinbek bei Hamburg 2018, 
141 S., geb., (Richtpreis Fr. 22.50) Ihr Preis bei «Schweizer-
zeit»: Fr. 21.40

 Aktuell
 Friederike Beck – Die geheime Migrations… à Fr. 13.80
 Alice Weidel – Widerworte à Fr. 19.90
 Hamed Abdel-Samad & Mouhanad Khorchide 

 Ist der Islam noch zu retten? à Fr. 13.80
 Daniel Goffart – Das Ende der Mittelschicht à Fr. 29.–

 Schweiz
 Dänu Wisler – Die Weiberbüchse à Fr. 23.75
 Dietlind Castor – D111 Orte am Bodensee … à Fr. 21.80

 Hörbuch
 Hans Stalder –  Dichterwii … à Fr. 27.55

 Buchzeichen
 Jochen Buchsteiner – Die Flucht der Briten … à Fr. 21.40

Bestellung an:
«Schweizerzeit»-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(08/03.05.2019)
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Eine Groteske, die längst das Ausmass 
einer Staatsaffäre angenommen hat, 
hält Österreich seit Wochen in Atem. Die 
Gretchenfrage, die alles in Gut und Böse 
zu teilen scheint, lautet: Wie hältst du es 
mit den Identitären?

Die Identitäre Bewegung ist eine der so-
genannten «Neuen Rechten» zugeordne-
te patriotisch-nationale Gruppierung, die 
ihren Ursprung in Frankreich hat. Vor-
wiegend von Jungen getragen, die sich 
modern geben und sich optisch nicht so 
leicht in «die rechte Ecke» stellen lassen, 
erfuhren die Identitären in den letzten 
fünf Jahren besonders in Österreich ei-
nen starken Aufschwung.

Ihr Vordenker und Frontmann ist der 
30-Jährige Martin Sellner, studierter 
Philosoph und wortgewandter Intellektu-
eller, dessen Online-Kanäle Zehntausen-
de erreichen. Die Identitären bedienen 
sich spektakulärer Aktionsformen, auf 
welche früher Linke ein Monopol bean-
spruchten: Sie besetzen Gebäude, stür-
men Veranstaltungen, hissen Banner 
und Transparente – agieren im Gegen-
satz zu einigen Linken aber immer ge-
waltfrei. Den Identitären wird teilweise 
unterstellt, sie seien rechtsextrem, da sie 
die Einschätzung vertreten, die Bevöl-
kerung Europas werde bei schwinden-
den Geburtenraten der Einheimischen 

und gleichzeitiger Masseneinwanderung 
durch Afrikaner und Muslime «ausge-
tauscht». 

Nachdem bekannt wurde, dass der 
Amokläufer von Christchurch, der am 
15. März 50 Muslime ermordete, Sellner 
vor über einem Jahr eine Spende getätigt 
hatte, erlebt der Mann den gesellschaft-
lichen Tod. Es folgte eine Hausdurch-
suchung, Konten wurden gesperrt. Und 
der Wirbel will nicht abklingen: Von den 
Behörden beschlagnahmte Spenderlisten 
fanden den Weg an die Presse, Unterstüt-
zer der Identitären werden medial hin-
gerichtet. So als könnte jemand, der für 
seine Arbeit auf Spenden angewiesen ist, 
erahnen, was ein Spender in einem Jahr 
anstellen könnte (auch wenn Christchur-
ch mit nichts zu rechtfertigen ist).

Man kann von Martin Sellner halten, was 
man will: Nie tritt er aggressiv auf, stets 
äussert er sich gegen Gewalt und argu-
mentiert gerne intellektuell. Sind es viel 
eher diese Eigenschaften, die ihn ins Vi-
sier seiner politisch motivierten Rufmör-
der geraten liessen?

Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

17. Mai 2019

DIE «SCHWEIZERZEIT» AM FERNSEHEN

Freitag, 03.05.2019 Landmann-Talk Politische Offensive für das Tier
   Valentin Landmann im Gespräch mit Katharina Büttiker, Präsidentin Animal-Trust 

Freitag, 10.05.2019 Stammtisch  Schweiz im Wahljahr: Tabuthema Islamisierung 
   Anian Liebrand im Gespräch mit SVP-Nationalrat Walter Wobmann, Präsident Egerkinger Komitee und 

Robert Bartuma, Aramäischer Christ

Freitag, 17.05.2019 Magazin «Der erfolgreichste Sozialhilfeleiter der Schweiz» 
  Hermann Lei im Gespräch mit Curdin Huber, Gachnang

Freitag, 24.05.2019 Magazin Schweizer Augenärzte operieren in Mexiko
  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Dr. Alex Heuberger

Freitag, 31.05.2019  Stammtisch Reglementitis – Bürokratie schadet der Schweizer Berufsausbildung
15.30 Uhr  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Markus Bösiger, Paul Mayer und Nationalrätin Diana Gutjahr

Freitag, 31.05.2019 Stammtisch-Live Eine Überraschungssendung zu den Eidgenössischen Wahlen 2019
21.00 Uhr

Öffentliche Aufzeichnungen / Live-Sendungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg / Ebnat-Kappel

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»

 Identitäre Staatsfeinde


